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Grundsatzdebatte eröffnet 
Mit einem Kleinen Partei- 
tag und einer anschließen- 

den Wertekonferenz hat 

dieCDUeineaufzweiJahre 
angelegte Debatte zur Er- 
neuerung des Grundsatz- 
Programms eröffnet. 

In einer Grundsatzrede 
rückte die CDU-Vorsitzende 
Angela Merkel die Grund- 
werte Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität in den Mittel- 

punkt der Debatte über ein 
neues Parteiprogramm. „Frei- 
heit und Solidarität, das ist 
für uns kein unüberwindba- 
res Phänomen", sagte die 
Vorsitzende. Voraussetzung 
für den Zusammenhalt in 
Deutschland sei der Wille, die 
Solidarität auf eine Stufe mit 
den beiden anderen zentralen 
Grundwerten ihrer Partei - 
Freiheit und 

Ronald Pofalla: 

Föderalismusreform - 
Deutschland bewegt sich! 
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Gerechtigkeit d 
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Gerechtigkeit - zu stellen. 
„Wenn das nicht mehr da 
ist, gibt es keinen nationalen 
Zusammenhalt", betonte die 
Bundeskanzlerin. „Wir müs- 
sen ein Land bleiben, in dem 

Solidarität gelebt wird ohne 
die Frage nach dem mate- 
riellen Vorteil", mahnte Mer- 
kel. „Diese Fähigkeit zur So- 
lidarität ist vielleicht eine 
der wichtigsten patriotischen 

Fähigkeiten." Sie kritisierte, 
dass die Lobby der Arbeitneh- 
mer viel stärker sei als die 
Lobby der Erwerbslosen und 
wandte sich direkt an die Ge- 
werkschaften: „Konsens ist 
kein Wert an sich, wenn es 
um Arbeitsplätze geht." An 
die Wirtschaft gerichtet be- 
tonte sie, die Soziale Markt- 

wirtschaft könne nur überle- 
ben, wenn die Balance zwi- 
schen Unternehmensgewin- 
nen und Arbeitsplatzsicher- 

heit gewahrt sei. Ziel der 
Programmdebatte müsse ein 
Konzept sein, das den Fort- 
bestand der Sozialen Markt- 
wirtschaft in einem globali- 

sierten Rahmen sichere. Dazu 
gehöre eine Ordnungspolitik, 
die freiheitliche Grundwerte 
hochhalte und einen Rahmen 

vorgebe, etwa zum weltwei- 
ten Schutz geistigen Eigen- 
tums. Hier könne Deutsch- 
land Vorreiter sein. 

Vor den mehr als 1.000 
Gästen und Parteitagsdele- 
gierten hob Angela Merkel 
außerdem den Freiheitsbe- 
griff und das christliche 

Menschenbild als Basis des 
Grundsatzprogramms her- 
vor. Die CDU trete für eine 
verantwortungsvolle Frei- 
heit ein, in der die individu- 
ellen Unterschiedezwischen 
den Menschen besondere 

Bedeutung hätten. Es sei mit 
Sicherheit nicht von Gott 
gewollt, „Menschen gleich 
zu machen durch politisches 

Handeln". Außerdem werde 
sich die Programmarbeit 

auch auf die Familienpolitik, 

den Bereich der Sozialsys- 
teme, Wirtschaft, Arbeits- 
markt und Zuwanderung wie 

auch  die Sicherheitspolitik 
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erstrecken. „Wir werden be- 
wahren, was sich bewährt 
hat." Es sei aber auch fest- 
zustellen, dass das Grund- 
satzprogramm von 1994 auf 
eine ganze Reihe von aktuel- 
len Fragen keine schlüssigen 
Antworten mehr gibt. 

Die Vorsitzende kündigte 
an,dasseine Grundsatz-Par- 
teikommission unmittelbar 
nach ihrer Konstituierung im 
April ihre Arbeit aufnehmen 

werde. Erste Ergebnisse sol- 
len dann auf fünf Regional- 
konferenzen im April und 
Mai mit der Partei diskutiert 
Werden. Auf dem Parteitag 
im November in Dresden 
erfolge ein Zwischenbericht 
und ein Jahr darauf solle das 

neue Programm beschlos- 
senwerden. 

Wahl des 
Generalsekretärs 

Neben dem Start in die 
Programmdebatte stand ein 
Weiterer wichtiger Punkt auf 
der Tagesordnung: die Wahl 

des Generalsekretärs. Mit 
97,4 Prozent wurde Ronald 
Pofalla offiziell zum neuen 
Generalsekretär gewählt. 
Der Vorsitzende des Bezirks 
^iederrhein war von der 
Bundeskanzlerin und Partei- 
vorsitzenden Angela Merkel 
für dieses Amt vorgeschla- 
gen worden und folgt auf 
Volker Kauder, der nach der 

mcDU 

Christoph Bohr bei seiner Rede 

Bundestagswahl den Vorsitz 
der Bundestagsfraktion über- 
nommen hat. 

Vier Wahlen- 
vier Siege 

In seiner Rede kündigte 
Ronald Pofalla an, dass er 
neben der Unterstützung 
der Arbeit der Bundesregie- 
rung seine Hauptaufgabe in 
der Schärfung des Profils der 
Partei sehe. In der CDU seien 
das christliche Menschen- 
bild und der Bezug zu Gott 

elementare Grundüberzeu- 
gungen - bei der SPD findet 
sich davon kein Wort, be- 
tonte der neue Generalse- 
kretär. „Es muss deutlich 
werden, wo wir uns von den 
Sozialdemokraten und den 
anderen Parteien unter- 
scheiden", so der Generalse- 
kretär. Deshalb werde die 
CDU „in manchem Streit 
deutlich machen, warum wir 
zu    anderen     Ergebnissen 

kommen als die SPD". Wenn 
die Regierung erfolgreich ar- 
beite, würden die Menschen 
neue Chancen erhalten, die 
sie in den sieben Jahren der 

Vorgängerregierung nicht 
gehabt hätten, zeigte sich 
Pofalla überzeugt. Mit Blick 
auf die vier anstehenden 
Wahlen, der Kommunalwahl 
in Hessen und den Landtags- 
wahlen in Baden-Württem- 
berg, Sachsen-Anhalt und 
Rheinland-Pfalz sei das Ziel 
klar: Vier Wahlen, vier Siege 
fürdieCDU! 

Christliches 
Menschenbild 

Der stellvertretende CDU- 
Vorsitzende und Vorsitzen- 

de der CDU-Wertekommis- 
sion, Christoph Bohr, erklär- 
te, wenn man das christli- 
che Menschenbild zu Grun- 
de lege, sei es beispielsweise 
keine hinlängliche Antwort, 
einen Langzeitarbeitslosen 
auf Hartz IV und die Über- 
nahme eines Ehrenamtes 
zu verweisen. Man müsse 
vielmehr nach Wegen su- 

chen, Arbeitslose wieder in 
das Erwerbsleben zurückzu- 
führen. Aus dem christli- 
chen Menschenbild folge 
das Bild einer Gesellschaft, 
in der jeder das Gefühl ha- 
ben solle, dass er gebraucht 
werde und nicht überflüssig 
sei. 
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Wir handeln. 
Vom  1.  bis 8. März 
wird die CDU Deutsch- 
lands eine Bilanz der 
ersten hundert Tage 
der Großen Koalition 
ziehen.   Im   Rahmen 
einer Aktionswoche 
sollen die guten Er- 
gebnisse    und    die 
weitergehenden Plä- 
ne und Vorhaben der 
CDU  durch  Veranstaltun- 
gen und Informationen den 
Bürgerinnen  und  Bürgern 
präsentiert werden. 

Die CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle hat dazu eine Reihe 
von Materialien erarbeitet, 
die den Verbänden für er- 
folgreiche Veranstaltungen 
und Aktionen im Rahmen 
der Aktionswoche zur Ver- 
fügungstehen. 

Aktionszeitung 
Die CDU gibt zur Aktions- 

woche eine Aktionszeitung 
heraus. Neben einem Inter- 
view mit Bundeskanzlerin 

Angela Merkel, Statements 
zur 100 Tage Bilanz und zahl- 
reichen weiteren Informatio- 

nen werden in dieser Zeitung 
auch noch einmal die wich- 
tigsten Beschlüsse und Vor- 
haben der Großen Koalition 
aufgelistet. 

Bestellen kann die Zei- 
tung jeder. Die Bestelldaten 
finden Sie auf den Schlusssei- 
ten dieses UiD. 

Flugblätter 
Im CDUNet sind auch zu 

dieser Aktionswoche wie- 
der aktuelle Flugblätter ein- 
gestellt. Unter www. cdunet. 
de stehen, neben dem Bi- 
lanz-Flugblatt „Der Anfang 
stimmt.",ergänzendThemen- 
Flugblätter zum 25-Milliar- 
den-Euro-Wachstumspaket, 
zur Familienförderung sowie 
zur Föderalismusreform und 
zur Außenpolitik bereit. 

Hintergrundinfos 
Daneben wird eine Liste 

der wichtigsten bisherigen 
Beschlüsse bereitgestellt, die 
über die knappe Darstellung 
der Flugblätter hinausgeht. 
Die Liste bietet eine gute 
Grundlage für weiterführen- 
de Diskussionen mit interes- 
sierten Bürgern und hilft bei 
der Vorbereitung von Ver- 

anstaltungen zur Aktions- 

woche. 
Wandzeitung 
Auch eine Wandzeitung 

ist extra für die 100-Tage-Bi- 

lanz erstellt worden. 
Alle Kreisverbände, die 
die Wandzeitung ab- 
boniert haben, haben 
entsprechende Exem- 
plare zugeschickt be- 
kommen. Wer darüber 

hinaus Interesse hat, 
kann die Wandzeitung 
bestellen. Auch die Be- 
stelldaten hierzu fin- 

den Sie auf den Schlussseiten 

dieses UiD. 
Aktionsvorschläge 
Im CDUNet sind seit eini- 

gen Wochen Vorschläge für 
mögliche Aktionen im Rah- 

men der Aktionswoche ein- 
gestellt. Diese Aktionen sind 
zwarfürdie Bilanz-Wochege- 
dacht, lassen sich aber auch in 

den folgenden Wochen noch 
themenbezogen    organisie- 
ren und durchführen. 

Aktuelle Angebote und 
Aktionen 
Neben den Angeboten an 

die Verbände wird es einige 
begleitende Aktionen geben. 
Unter anderem wird unser 
Generalsekretär Ronald Po- 
falla am 1. März eine Presse- 
konferenz zur CDU-Bilanz 
der ersten 100 Tage und der 

Aktionswoche „Wir han- 
deln." abhalten. 

Aktuelle Informationen 

sowie alles rund um die Akti- 
onswoche finden sie im CDU- 
Net unter www.cdunet.de. 
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Förderalismus 

Deutschland bewegt sich! 
Noch nicht einmal 100 Tage 

nach Beginn der Großen Ko- 
alition können wir sagen: 
Deutschland bewegt sich! 
Bund, Länder und Kommu- 
nen, aber auch beide großen 

politischen Lager haben den 
Knoten durchschlagen. Die 
Föderalismusreform ist ge- 
lungen. Die Strukturen in 
Deutschland werden über- 
schaubarer und klarer. Das 
nutzt Bürgern und Unter- 

nehmen, und es schafftauch 
die Grundlage für einen 

Wettbewerb zwischen den 
Bundesländern. 

Die Große Koalition han- 
delt. Sie hat die Vorausset- 
zung dafür geschaffen, dass 
die größte Strukturreform 
seit der Deutschen Einheit 
Endlich verwirklicht werden 
kann. Anderthalbjahrzehnte 
^ach der Wiedervereinigung 
Poliert die neue Bundesre- 
gierung unter Führung von 
Angela Merkel mit der Fö- 
deralismusreform die Stär- 
ken unseres Landes auf. 

Die CDU ist stets für ei- 
len starken und handlungs- 

fähigen Föderalismus einge- 
treten. Wir wollen ein star- 

kes Deutschland und zu- 
gleich handlungsfähige Län- 
der mit eigenverantwortlich 
2u gestaltenden Handlungs- 
sPielräumen. Die jetzt ge- 

fundenen   Ergebnisse  wer- 

Ronald Pofalla, CDU-Generalsekretär 

den die Vorzüge des Födera- 
lismus stärken und seine 
Nachteile mindern oder be- 
seitigen. 

Die Reform bringt mehr 

Klarheit bei der Aufgabenver- 
teilung zwischen Bund und 
Ländern, straffere Entschei- 
dungsprozesse und macht 
unseren Bundesstaat euro- 
patauglicher. Die Menschen 

in unserem Land werden 
künftig leichter nachvollzie- 
hen können, wer für welche 

Aufgabe zuständig und poli- 
tisch verantwortlich ist. 

Die Klärung der letzten 
offenen Punkte zwischen 
Bund und Ländern wardieer- 
folgreiche Fortsetzung der 
Vereinbarungen im Koaliti- 
onsvertrag. Dort hatte die 
Union deutlich hervorge- 
hoben, welch hohen Stellen- 
wert sie dieser Reform für 

denErfolgderRegierungspo- 
litik insgesamt beimisst. Ge- 

rade an diesem Beispiel zeigt 
sich beson-ders anschaulich, 
dass das Zusammenwirken 
der großen Volksparteien in 
einer Großen Koalition ein 

Vorteil für unser Land ist. 
Deutschland wird dadurch 
auch im internationalen Mo- 

dernisierungswettbewerb 
handlungsfähiger. 

Mein Dank gilt aber auch 
der FDP, die in Bund und Län- 
dern konstruktiv am Gelin- 
gen der Reform mitgearbei- 
tet hat. Ich gehe davon aus, 
dass das Reform-Paket in 
Bundestag und Bundesrat 
mit breiter Mehrheit Zustim- 
mung findet. Dann wird eine 
entscheidende Bremse für 
Wachstum und Beschäfti- 
gung in Deutschland gelöst 
sein. 

Die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle hat für 
Ihre Arbeit vor Ort zu 
diesem Thema Mate- 
rialien erstellt. Diese 
stehen im CDU-Mit- 
gliedernetz unter 
www.cdunet.de zum 
Download bereit: 

• Flugblatt „Mehr Klar- 
heit, mehr Geschwin- 
digkeit" 

Hintergrundpapier 
„Die Föderalismusre- 
form - Fakten und 
Hintergründe" 
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Förderalismusreform 

Durchbruch bei der Föderalismusreform 
Mit der Föderalismusre- 
form haben sich Bund und 
Länder auf die Umsetzung 
der bedeutendsten Ver- 
fassungsreform in der Ge- 
schichte des Grundgeset- 
zesgeeinigt. 

Die politische Einigung 
auf die Föderalismusreform 

ist ein großer Erfolg und ein 
Beweis für die Reformfähig- 
keit der Großen Koalition. 
Mit der Entflechtung der 
Zuständigkeiten von Bund 

und Ländern wird die Hand- 
lungsfähigkeit unseres Staa- 
tes erheblich gestärkt. Statt 
Verhinderungskompeten- 
zen gibt es nun Gestaltungs- 
kompetenzen und alle Sei- 
ten profitieren davon: Der 
Bund  kann  beispielsweise 

Norbert Röttgen, Erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der Bundestagsfraktion 

ein einheitliches Umwelt- 
gesetzbuch erlassen und er- 
hält neue Kompetenzen im 
Bereich der Abwehr terroris- 
tischer Gefahren. Die Län- 
der gewinnen an Gestal- 
tungsmöglichkeiten insbe- 
sondere im Bereich der Ver- 

waltungsverfahren   und   in 

der Hochschulpolitik. Die 
Kommunen profitieren, weil 
die direkte Aufgabenzuwei- 
sung durch den Bund an die 
Kommunen ausgeschlossen 

wird. Aber die größten Ge- 
winnersind die Bürgerinnen 
und Bürger: Durch die ge- 
nauere Zuweisung der Ver- 
antwortlichkeiten, durch 
mehr Transparenz und Klar- 
heit können sie besser ver- 
stehen, wer für was zustän- 

dig ist und so politische Ent- 
scheidungen besser zuord- 

nen und bewerten. Das Ge- 
setzgebungsverfahren be- 
ginntam 10. März parallel in 
Bundestag und Bundesrat 

und kann so noch vor der 
Sommerpause abgeschlos- 

sensein. 

KOMMUNEN BEGRÜßEN EINIGUNG ZUR FÖDERALISMUSREFORM 

Mit der raschen Umset- 
zung der im Koalitionsver- 
trag vereinbarten Föde- 
ralismusreform stellt die 
unionsgeführte Bundes- 
regierung ihre Handlungs- 
fähigkeit souverän unter 

Beweis. 
Das Reformpaket wird 

nicht neu aufgeschnürt oder 
auf den Sankt Nimmerleins- 
tag verschoben. Bund und 
Ländervertreter haben letz- 
te Differenzen ausgeräumt 
und sich auf eine rasche Um- 

setzung der Födera- 
lismusreform geei- 
nigt. 

Unsere Städte, 
Gemeinden und 
Landkreise sind die 
unbestrittenen Ge- 
winner des Reform- 

projekts, mit dem 
die Durchsetzung des 
Grundsatzes „wer bestellt- 

bezahlt" gelingt. Schließlich 
wird im Rahmen der Reform 
eine direkte Aufgabenzuwei- 
sung an die Kommunen in 

Peter Götz, kommu- 
nalpolitischer Frakti- 
onssprecher 

Bundesgesetzen 

sowohl bei der Lan- 
desverwaltung der 
Bundesgesetze, als 
auch bei der Bun- 
desauftragsverwal- 
tung ausgeschlos- 

sen. 
Die Kommunen 

begrüßen die Verfassungs- 

reform, die unser Staatswe- 
sen wieder transparenter 

macht und von der letztlich 
alle Seiten profitieren wer- 
den. 
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„Signal für mehr Wettbewerb" 
Als ein „Signal für mehr 
Wettbewerb, mehr Subsi- 
diarität und mehr Gestal- 
tungsfreiheit in Deutsch- 
land" wertete der baden- 
württembergische Minis- 
terpräsident Günther H. 
Oettinger die erzielte Eini- 
gung zur Modernisierung 
der bundesstaatlichen Ord- 
nung. 

Die Reform verbessert 
aus Sicht des baden-würt- 
tembergischen Ministerprä- 
sidenten die Gestaltungs- 
kraft aller staatlichen Ebe- 
nen. Gewinner seien der 
Bund, dessen Gesetzgebung 
künftig nur noch in rund der 

Günther H. Oettinger, 
Ministerpräsident Baden-Württemberg 

Hälfte der bisherigen Fälle 
der Zustimmung des Bun- 
desrats bedarf, die Länder 

und ihre Landtage, die in 
ihren Gesetzgebungsrech- 
ten gestärkt und durch Ab- 

schaffung von Gemein- 
schaftsaufgaben und Fi- 

nanzhilfen in ihrer Mittelver- 
wendung freier werden, und 
die Kommunen, die dem un- 
mittelbaren Zugriff und fi- 
nanzwirksamen Durchgriff 
des Bundes künftig entzo- 

gen sind. „Gewinner sind da- 
mit letztlich aber alle Men- 
schen in Deutschland, weil 
die staatliche Entschei- 
dungsfindung schneller, die 
Zuordnung politischer Ver- 
antwortung leichter und der 
Rahmen parlamentarischer 
Willensbildung transparen- 
ter wird", unterstrich Mi- 
nisterpräsident Oettinger. 

BOHR: WICHTIGER SCHRITT IN DIE RICHTIGE RICHTUNG 

Alseinen„wichtigenSchritt 
in die richtige Richtung" 
hat der rheinland-pfälzi- 

sche Landes- und Frak- 
tionsvorsitzende, Chris- 
toph Bohr, die Einigung 
der Regierungskoalition 
und der Bundesländer auf 
eine Reform der bundes- 
staatlichen Ordnung be- 
zeichnet. 

Es sei gelungen, in vielen 

Bereichen Gesetzgebungs- 
kompetenzen und Verant- 

wortlichkeiten von Bund 
und Ländern klarer getrennt 
und überschaubarer zuzu- 
ordnen.  Die  Länder seien 

nun in viel größe- 
rem Umfang allein 
für wichtige Ge- , v 

setzgebungsberei- 
che zuständig. Da- 
für verringere sich 
die Zahl der Ge- , 
setze, die der Zu-   Christoph 
Stimmung des Bun- 
desrates bedürfen. 

Christoph Bohr: „Unser 
Staat gewinnt an Hand- 
lungsfähigkeit und Durch- 
schaubarkeit für die Bür- 
gerinnen und Bürger. Die 
Länderparlamente werden 

durch mehr Gesetzge- 
bungsaufgaben   aufgewer- 

tet. Die Einigung 
an sich ist ein er- 
mutigendes Zei- 
chen dafür, dass 
Staat und Politik 

in Deutschland be- 
reitund fähigsind, 

ir sich den Heraus- 
forderungen  der 

Zeit zu stellen." 
Die Reform des Födera- 

lismus sei damit allerdings 
nicht zu Ende. Sie müsse in 

den kommendenjahren mit 
einer Reform der Finanzver- 
fassung Deutschlands fort- 
gesetzt werden, erklärte 
Christoph Bohr. 
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Aus den Ländern 

Sachsen-Anhalt 

Neue Homepage online 
Der sachsen-anhaltinische 
Landesverband präsentiert 
sich mit einer neu gestalte- 
ten Homepage im Internet. 

Unter www.cdulsa.de sind, 
gestaltet in der neuen Werbe- 
linie der CDU, aktuelle Infor- 
mationen aus dem Leben der 
mitgliederstärksten Partei in 
Sachsen-Anhalt zu finden. 
Landesvorsitzender Thomas 
Webel bezeichnet den neuge- 
stalteten Internet-Auftritt als 
wesentlichen Teil der Infor- 
mationsoffensive zur Land- 
tagswahl: „Wer sich auf 
www.cdulsa. de einklickt, der 
ist online auf dem richtigen 
Weg." Ab sofort auf www.edu 

lsa.de zu fin- 
den: Deutsch- 
lands erstes 
Audio-Wahl- 
programm zum 
Anklicken und 
Hören sowie 
zum Downloa- 
den als MP3-Fi- 
les. Unterhaltsam aufbereitet 
und in elf Themenschwer- 
punkte unterteilt sind die Bi- 
lanz der laufenden Legislatur- 
periode sowie die Vorhaben 
der CDU für die kommende 
Regierungszeit zu hören. Hin- 
zu kommt ein Vorwort von 
Ministerpräsident Wolfgang 
Böhmer. Das Regierungspro- 

gramm derCDU inderkonven- 

tionellen Schriftform - unter- 
teilt in eine lesefreundliche 

Kurz- und Langfassung - hält 
die Homepage ebenfalls be- 
reit. Hinzu kommen aktuelle 
Informationen über Termine 

und Aktionen sowie aus der 
Arbeit des Landesverbandes 

und seiner Gremien. 

NIEDERSACHSEN: SICHERHEIT DER KÜSTE GEWAHRT 

Niedersachsen hält an 
dem im September ver- 
gangenen Jahres zwischen 

Bund und Küstenländern 
vereinbarten Maritimen 
Sicherheitszentrum (MSZ) 

inCuxhavenfest. 
Ein Antrag der Grünen 

auf Einrichtung einer natio- 
nalen Küstenwache erhielt 
im Unterausschuss Häfen 
und Schifffahrt keine Mehr- 
heit. In diesem Zusammen- 
hang wies der Vorsitzende 
dieses Unterausschusses, 

Wolfgang Ontijd, den Vor- 
wurf der Grünen zurück, der 

die Ernsthaftigkeit der An- 
tragsbehandlung durch die 
übrigen Fraktionen öffent- 
lich angezweifelt hatte. 

„Eine Mammutbehörde 
mit großem Verwaltungsap- 
parat und nicht durchsichti- 
gen Organisationsstruktu- 
ren, wie sie die Grünen for- 
dern, ist nicht zeitgemäß. Es 
kommt viel mehr darauf an, 
Synergien im Bereich der 
Küstensicherheit zu nutzen 
und Effizienzsteigerung zu 

erzielen. Außerdem ist eine 
allzuständige Sicherheits- 
behörde gerade in Zeiten 

der Deregulierung und Ent- 
bürokratisierung fehl am 
Platze" machte Ontijd deut- 
lich. „Ich bin der Überzeu- 
gung, dass mit dem Mari- 
timen Sicherheitszentrum 

eine zukunftsfähige Organi- 
sation für die Sicherheit in 

Deutschland auf Nord- und 
Ostsee geschaffen wurde. 
Die Aufgaben, Kompeten- 

zen und Funktionen - ge- 
bündeltuntereinem Dach in 
Cuxhaven - gehen über die 
im europäischen Vergleich 
bestehenden Küstenwa- 

chen weit hinaus. 
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Aus den Ländern 

Hessen 

Vorschriftendschungel gelichtet 
Um die Gesetze und Vor- 
schriften des Landes für die 
Bürgerinnen und Bürger 
Hessens überschaubarer 
und die notwendige Ent- 
bürokratisierung weiter 
voran zu treiben, unter- 
zieht die Hessische Landes- 
regierung den landeswei- 
ten Vorschriftenbestand ei- 
ner erneuten Überprüfung. 

In einem ersten Schritt ha- 
ben die Ministerien Gesetze 
benannt.dieabgeschafftoder 
mit anderen Vorschriften zu- 
sammengelegt werden kön- 
nen. „Wir haben unseren 

.VorschriftendschungeP ein 
zweites Mal mit großem Er- 
folg durchforstet und rund 13 
Prozent der Gesetze auf die 
Streichliste gesetzt", erklärte 
Ministerpräsident Roland 
Koch. Er kündigte an, jeweils 
Weitere zehn Prozent der 
Verwaltungsvorschriften und 
Rechtsverordnungen ab- 
schaffen zu wollen. Ziel der 
zweiten Runde des hessi- 

schen „Vorschriften-TÜVs" 
'st es, weitere 10 bis 15 Pro- 
zent der Gesetze, Rechtsver- 

crdnungen und Verwaltungs- 
vorschriften abzubauen. Nach 
der ersten und damals bun- 
desweiteinmaligen Überprü- 
fung des gesamten Vorschrif- 
tenbestandes in den Jahren 
!999 und 2000 hatte die Hes- 

Roland Koch, Ministerpräsident Hessens 

sische Landesregierung 39 

Prozent der Verwaltungsvor- 
schriften und 15 Prozent der 
Rechtsverordnungen außer 
Kraft gesetzt. Der Vorschrif- 
tenbestand der Ministerien 
verringerte sich dadurch um 
insgesamt 3.500 Vorschrif- 
ten. In den nachgeordneten 
Behörden konnten mehr als 
1.400 allgemeine Verfügun- 
gen gestrichen werden. 

Von den insgesamt 39 Ge- 

setzen, die die Landesregie- 
rung auf die Streichliste ge- 
setzt hat, seien zwei bereits 
mit Ablauf des Jahres 2005 
außer Kraft getreten - ein 
erster sichtbarer Erfolg der 
2001 in Hessen eingeführten 
generellen Befristung von 
Gesetzen und Rechtsverord- 
nungen, berichtete Koch. 

Hierunter falle das Gesetz 

zur Bekämpfung der Zweck- 
entfremdung von Wohnraum 

und das Tierseuchenkassen- 
Überleitungsgesetz. „Beide 
Gesetze sind mit Ablauf des 
Jahres 2005 ohne weiteren 
Aufhebungsakt außer Kraft 
getreten. Dies ist eine enor- 
me Arbeitserleichterung für 

die Verwaltung und das Parla- 
ment und überdies ein großer 
Gewinn an Übersichtlichkeit 

über unseren Vorschriftenbe- 
standfürdie Bürger", betonte 
Koch. Die übrigen 37 Gesetze 
sollen in Kürze in einem Sam- 
melgesetz aufgehoben wer- 
den. Darüber hinaus würden 
weitere zehn Gesetze mit 
Vorschriften aus anderen 
Rechtsgebieten zusammen- 
gefasst. 

Auf diesem Ergebnis wer- 
de sich die Landesregierung 
jedoch nicht ausruhen. „We- 
gen der Vorgaben des Bun- 

des- und Europarechts droht 
der Vorschriftendschungel 
aber wieder zu wachsen. Die 
Landesregierung wird daher 
ständig bestrebt sein, zumin- 
dest den Anteil der landes- 

rechtlichen Vorschriften für 
den Bürger überschaubar zu 
halten und diese auch regel- 
mäßigaufden Prüfstand stel- 
len. Denn Bürokratieabbau 
ist ein permanenter Prozess, 
der stetig und mit Nachdruck 
betrieben werden muss", un- 
terstrich Koch. 
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Außenpolitik 

Nuklearprogramm des  Iran 

Lösung auf dem Verhandlungsweg! 
Die Auseinandersetzung 
um das Nuklearprogramm 
des Iran wirft Fragen auf, 
mit denen wir uns in der 
Außenpolitik in den näch- 
sten Jahrzehnten auseinan- 
dersetzen müssen: Wie ver- 
hindern wir die Verbrei- 
tung von Nuklearwaffen, 
wie setzen wir internatio- 
nales Recht durch und wie 
unterstützen wir die Mo- 
dernisierung der Gesell- 
schaften im Nahen und 
Mittleren Osten? 

Im Jahr 2002 ist aufge- 
deckt worden, dass der Iran 

in Natans ein geheimes Pro- 
gramm zur Urananreiche- 
rung betreibt. Damit hat das 
iranische Nuklearprogramm 
eine neue Dimension be- 
kommen, denn die Anrei- 
cherungstechnik ermöglicht 
auch, Nuklearwaffen herzu- 
stellen. Deshalb ist nach den 
Regeln des Nichtverbrei- 
tungsvertrages (NW) und 
der IAEO jeder NVV-Ver- 
tragsstaat verpflichtet, sol- 

che Programme zu melden 
und der Inspektion zu unter- 
werfen. Dieser und anderen 
aus dem NW erwachsenen 
Pflichten ist der Iran nicht 
nachgekommen. 

Der Iran behauptet, dass 
sein Programm ausschließ- 
lich    friedlichen    Zwecken 

6|06 

Eckart von Klaeden, Vorsitzender der 
Arbeitspruppe Auswärtiges der Bundes- 
tagsfraktion 

diene; für die meisten Iraner 
istesein nationales Prestige- 
objekt. Die internationale 
Gemeinschaft billigt aus- 
nahmslosdemlrandasRecht 
auf friedliche Nutzung der 
Kernenergie zu. Ebenso ist 
sie sich einig, dass der Iran 
weder über Nuklearwaffen 
noch über die Fähigkeit ver- 
fügen darf, diese herzustel- 
len. Dies würde den Nahen 
und Mittleren Osten weiter 
destabilisieren sowieandere 
Staaten provozieren, mit 
Nuklearwaffen gleichzuzie- 

hen, und den NW in Frage 
stellen. Nachdem der irani- 
sche Präsident Ahmadined- 
schad das Existenzrecht Isra- 
els und den Holocaust ge- 

leugnet hat, ist das Ziel umso 
dringlicher. 

Die Zweifel auch der IAEO 

an der friedlichen Absicht des 

Iran bleiben groß. Erdrü- 
ckende Indizien sprechen ge- 
gen den Iran: • Unter ande- 
rem treibt der I ran ein eigenes 
umfangreiches, kostspieliges 
Raketenprogramm voran, das 

militärisch nur Sinn macht, 
wenn die Raketen mit atoma- 
ren Sprengköpfen versehen 
werden. I Der Iran hat Kon- 
takte zu internationalen ille- 
galen Netzwerken, die u.a. 
Nordkorea geholfen haben, 
ein militärisches Nuklearpro- 
gramm zu entwickeln. » 
Schließlich gibt es auf Jahre 

hinaus im Iran kein funk- 
tionierendes Kernkraftwerk, 

wofür die Herstellung von 
Brennelementen beherrscht 

werden müsste. 
Seit 2002 haben IAEO-ln- 

spektionen und intensive 

Verhandlungen mit dem Iran 
stattgefunden, um das Ver- 
trauen in ein rein ziviles Nu- 
klearprogramm des Iran her- 
zustellen. Die E-3 (Groß- 
britannien, Frankreich und 
Deutschland) haben auf der 
Basis des Pariser Abkom- 

mens vom 15. 11. 2004 - in 
dem sich der Iran verpflichtet 
hatte, für den Verlauf der ge- 
meinsamen Verhandlungen 

weitere Urananreicherung 
zu unterlassen - im August 
2005 dem Iran ein umfang- 
reiches Angebot unterbrei- 



Außenpolitik 

tet, einschließlich 
derZusage, zukünf- 
tige iranische Kraft- 
werke mit Brenn- 
stoff zu versorgen. 

Als Gegenleistung 
sollte der Iran auf 
die Fähigkeit zur 
Urananreicherung 
verzichten. Der Iran 
hat das Angebot 
schroff zurückge- 
wiesen und das Pa- 

riser Abkommen 
durch Wiedereröff- 
nung seiner Nuklearanlagen 
in Isfahan im August und Na- 
tans im Dezember 2005 ge- 
brochen. Nunmehr hat Russ- 
land dem Iran vorgeschla- 
gen, die Urananreicherung in 
einem Joint Venture auf rus- 
sischem Boden durchzufüh- 
ren, was die Entstehung waf- 
fentauglichen Urans unter- 
binden würde. Bislang be- 
harrt der Iran jedoch darauf, 
die Urananreicherung im ei- 
genen Land betreiben zu 
können. 

Wegen des Bruchs des Pa- 
riser Abkommens sowie der 
Weigerung des Iran, voll- 
ständig mit der IAEO zusam- 

menzuarbeiten, hatdielAEO 
arn 4. 2. unter Zustimmung 
v°n Russland, China und In- 
dien mit großer Mehrheit be- 

schlossen, dem VN-Sicher- 
heitsrat über das Iran-Dos- 
s'er zu berichten. Dies ist 
e|n beeindruckendes Signal. 
^rst im März wird sich der 

Iran auf dem Weg zur Atommacht? f* 
B Staaten mit Atomwaffen Q Staaten mit US-Stutzpunkten      I 
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2 Urananreicherung 
3 Produktion von 

Schwerem Wasser geplant 
4 Produktion von Brennstäben 
5 Uranmine 
6 Atomreaktor in Bau 
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VN-SR mit dem Vorgang be- 

fassen und voraussichtlich 
eine Erklärung seines Präsi- 

denten verabschieden, in 
der der IAEO der Rücken ge- 
stärkt wird. Von Resolutio- 
nen oder Sanktionen gegen 
den Iran ist im Augenblick 
nicht die Rede. 

Ziel bleibt - wie es auch 
im Koalitionsvertrag steht - 
„eine Lösung auf dem Ver- 
handlungswege". Der Iran 

darf nicht in den Besitz von 
Nuklearwaffen kommen und 
muss auf die Urananreiche- 
rung verzichten. Dem Iran 
steht der Weg zu weiteren 
Verhandlungen auch mit den 
E-3 offen. Voraussetzung 
auch für Russland ist jedoch, 
dass der Iran gemäß dem Pa- 
riser Abkommen sein Anrei- 
cherungsprogramm wieder 

aussetzt. 
Bundeskanzlerin Angela 

Merkel hat betont, dass noch 
viel Raum für Diplomatie be- 

steht. Entschei- 
dend wird sein, 
dass die interna- 
tionale Gemein- 
schaft weiterhin 
geschlossen auf- 
tritt. Der Iran rea- 
giert letztlich doch 
auf Druck, weshalb 
erdasrussischeAn- 
gebot nicht völlig 
ausgeschlagen hat. 
Die Frage des Ein- 
satzes militäri- 
scher Mittel steht 

nicht auf der Tagesordnung. 
Wer dennoch diese Frage 

voreilig beantwortet, tut dies 
aus rein innenpolitischen Er- 
wägungen. Es ist unklug, hy- 
pothetisch Optionen auszu- 
schließen, denn dies schwäch- 
te die Verhandlungsposition 
der internationalen Gemein- 
schaft. Der Iran nutzt jedes 
Anzeichen von Uneinigkeit. 
Nicht zuletzt Friedensnobel- 
preisträger El Baradei, IAEO- 
Generaldirektor, hat am 23. 
01. gesagt: „Diplomatie ist 
nicht nur Reden. Diplomatie 
braucht auch Druckmittel 
und, in extremen Fällen, Ge- 
walt". Es ist daher genauso 
falsch mit militärischen Mit- 
teln zu drohen, wie sie jetzt 
auszuschließen. Der Schlüs- 
sel für eine Lösung dürfte in 

Moskau liegen, denn Russ- 
land könnte im Augenblick 
das Land sein, das am meis- 
ten Einfluss auf den Iran aus- 
üben kann. 
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Gemeinsame  Leitkultur" 

Laschet fordert gesellschaftliche Debatte 
Dernordrhein-westfälische 
Minister für Generationen, 
Familie, Frauen und Inte- 
gration, Armin Laschet, hat 
eine breite gesellschaftli- 
che Debatte über eine „ge- 
meinsame Leitkultur" in 
Deutschland gefordert. 

„Was hält unsere Gesell- 
schaft zusammen?", fragt La- 
schet. Mit Blick auf den Kari- 
katurenstreit, der die Welt 
wochenlang in Atem hielt, 
hebt derMinister hervor: „Un- 
sere gemeinsame Leitkultur 
sollte eine Kultur der Aner- 
kennungund des Respekts vor 

dem Andersdenkenden sein." 
Eine „gemeinsame Leit- 

kultur", so Laschetweiter, er- 
laube durchaus kulturelle 
Unterschiede und ermögli- 
che jedem Zuwanderer die 
Pflege seiner Herkunftskul- 
tur. Deshalb sollten sich 
Deutsche und Zuwanderer 
gleichermaßen an der Dis- 

kussion beteiligen. „Um eine 
solche gemeinsame Leitkul- 
tur müsse man streiten - in 
den Familien, Vereinen und 
Parteien", betont der Minis- 
ter. Die Verständigungauf ei- 
nen Werte-Konsens bedeute 
aber, dass dieser zur ver- 
bindlichen Grundlage des 
menschlichen Zusammenle- 

bens werde. „Für diese Wer- 
tebasis müssten wir alle ein- 

Armin Laschet, Minister für Generationen, 
Familie, Frauen und Integration Nord- 
rhein-Westfalen 

stehen, gleichgültig, wo wir 
oder unsere Eltern geboren 
wurden." 

Worauf aber kann die „ge- 
meinsame Leitkultur" fu- 
ßen? Ein Blick ins Grundge- 
setz zeigt die Grundlagen 
auf. Laschet: „In unserer Ver- 
fassung stehen alle wichti- 
gen Regelnfüreinfriedliches 
Zusammenleben. Aber auch 
wir Deutsche können viel 
von den Zuwanderern ler- 
nen, zum Beispiel die Gebor- 
genheit und den Zusammen- 
halt, den sie in der Familie 
finden. So sind die Wert- 
schätzung der Familie, Kin- 
derfreundlichkeit und der 
Respekt der Generationen 

voreinander Werte, die fest 
in unserer Gesellschaft ver- 
ankert sein sollten - unab- 
hängig von der Religionszu- 

gehörigkeit des Einzelnen." 

Der Minister weiß aber 
auch, dass Anerkennung, 

Menschenwürde, der res- 
pektvolle Umgang miteinan- 
der und Gleichberechtigung 
nicht verordnet werden kön- 
nen. Werte müssen gelebt 
werden. Grundvorausset- 
zung dafür sei, so Laschet, die 
Pflege einer gemeinsamen 
Sprache. „Für die Integration 
ist es von entscheidender Be- 
deutung, dass alle Bürger 

Deutsch verstehen und spre- 
chen können. Das gilt vor al- 
lem für Kinder und Jugendli- 
che. Um dieses Ziel zu errei- 
chen, müssen geeignete Rah- 
menbedingungen geschaffen 
werden. Eine Aufgabe, der 
sich die Politik stellen muss." 

Tatsächlich geht die von 
Christdemokraten geführte 

Landesregierung in Nord- 
rhein-Westfalen mit gutem 
Beispiel voran. Im vergange- 
nen Jahr bereits, unmittelbar 

nach dem Regierungswech- 

sel in Düsseldorf, wurden die 
Mittel für die frühkindliche 

Sprachförderung kräftig er- 
höht. So konnte insgesamt 
20.000 Kindergartenkindern 

eine gezielte Sprachförde- 

rung angeboten werden. La- 
schet: „Je früher man sprach- 
lichen Defiziten entgegen- 

wirkt, desto besser ist es für 
die Entwicklung des Kindes." 
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Peter Weiß 

Rente mit 67 - Was bedeutet das? 
Im Koalitionsvertrag haben 
CDU/CSU und SPD verein- 
bart, das gesetzliche Ren- 
teneintrittsalter ab 2012 

langfristigundschrittweise 
auf 67 Jahre anzuheben. 
Der Koalitionsvertrag legt 
fest, dass diese Anhebung 
für den ersten Jahrgang 
bis spätestens 2035 voll- 

ständig abgeschlossen sein 
soll. 

Bundesarbeitsminister 
Müntefering hat dem Bun- 

deskabinett Eckpunkte vor- 
geschlagen, wonach die Re- 
gelaltersgrenze 67 früher er- 
reicht werden soll (siehe Ta- 
belleauf Seite 14). 

Die Anhebung der Regel- 
altersgrenzeauf 67 Jahre hat 
langfristig zwei entlastende 
Effekte für die gesetzliche 
Rentenversicherung: 
1. Die Versicherten zahlen 

länger Beiträge und be- 
ziehen zwei Jahre weni- 
ger Rente. 

2. Versicherte, die vor Er- 
reichen der Altersgren- 
ze 67 in Rente gehen, 
nehmen Rentenabschlä- 
ge in Kauf. 
Unterm Strich bleibt fol- 

gender Effekt: Der Beitrags- 
satz zur gesetzlichen Ren- 
tenversicherung wird durch 
die Anhebung der Regel- 
altersgrenze auf 67 Jahre im 

Peter Weiß, Berichterstatter der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion für die Alterssi- 
cherung und stellvertretender Vorsitzen- 
der der Arbeitnehmergruppe der Bundes- 
tagsfraktion 

Jahr 2030 um 0,5 Prozent- 
punkte niedriger sein als oh- 
ne diese Reform. 

Demografie zwingt 
zum Handeln 

Vor allem demografische 
Gründe rechtfertigen die 
„Rente mit 67": 
1. Die Lebenserwartung 

von Neurentnern steigt 
Die durchschnittliche Le- 

benserwartung 65-Jähriger 
(alte Bundesländer) hat zwi- 

schen 1970 und 1999 um 
26,5 Prozent auf 19,2 Jahre 
bei Frauen bzw. um 28,4 Pro- 
zentauf 15,49 Jahre bei Män- 
nern zugenommen. Damit 
erhalten die heutigen Rent- 
nerim Durchschnitt deutlich 
länger Leistungen der Ren- 

tenversicherung als die Ru- 
heständler vor 30 Jahren. 
Nach Schätzungen wird die 
durchschnittliche Lebenser- 
wartung 65-Jähriger im Jahr 
2030 für Frauen 22,6 Jahre 
und für Männer 18,4Jahre er- 
reichen. 

2. Das Renteneintrittsal- 
ter geht schon heute 
nach oben 

Das durchschnittliche 
faktischeZugangsalter steigt 
seit 1999 bundesweit und ge- 
schlechterübergreifend wie- 
der an und liegt in den alten 
Bundesländern bei 63,4 Jah- 
ren (Frauen) bzw. 63,3 Jahren 
(Männer) und in den neuen 
Bundesländern bei 61,2 Jah- 
ren (Frauen) bzw. 62,2 Jahren 
(Männer). Die Trendwende 
ist damit schon vollzogen. 
3. Das Verhältnis von Er- 

werbstätigen und Rent- 
nern würde sich verbes- 
sern 
Bleibt es beim Rentenein- 

trittsalter 65, würden im Jahr 
2030 100 Menschen im Ren- 
tenalter 211 Menschen im Er- 

werbsaltergegenüberstehen. 
Bei einem Rentenalter von 
67 wäre das Verhältnis mit 
100:255 deutlich günstiger. 

In der Koalitionsvereinba- 
rung wurde festgelegt, dass 
Versicherte, die mindestens 
45   Pflichtbeitragsjahre   aus 
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Argumentation 

Beschäftigung, Kindererzie- 
hung und Pflege erreicht ha- 
ben, ungeachtet dererhöhten 
Regelaltersgrenze weiter mit 
65 Jahren abschlagsfrei in 
Rente gehen können. Diese 
Regelung gilt in der Bevölke- 
rung als wichtige Gerechtig- 
keitsfrage. Denn von allen 
Renterinnen und Rentnern 
hatten am 31.12. 2004 mehr 
als 45 Versicherungsjahre er- 
reicht: 39,8 % der Männer in 
den alten Bundesländern; 
60,3 %derMännerinden neu- 
en Bundesländern; 3,7 % der 
Frauen in den alten Bundes- 
ländern; 11,2 % der Frauen in 
den neuen Bundesländern. 

Beschäftigungs- 
chancen für Ältere 

verbessern 

Die Anhebung der Regel- 
altersgrenze auf 67 Jahre ist 
politisch vertretbar, wenn 
flankierend weitere Zusagen 
aus dem Koalitionsvertrag 
realisiert werden: 

Die Beschäftigungschan- 
cen älterer Arbeitnehmer 
müssen sich deutlich verbes- 

sern. Die Erhöhung des Ren- 
teneintrittsalters ist ohne ein 
konsequentes Konzept zur 
Integration Älterer in den 

Arbeitsmarkt nicht sachge- 
recht und würde im Ergebnis 
zu einer Rentenkürzung für 

viele Jahrgänge führen. Die 
Beschäftigungsquote der 55- 

bis 64-Jährigen in Deutsch- 
land betrug 2004 nur 41,8 
Prozentundliegtdamitdeut- 

lich unter den Vergleichs- 
werten der skandinavischen 
Länder oder Großbritan- 

niens. 
Zweitens muss die pri- 

vate Altersvorsorge attrakti- 
ver werden. Die im Koaliti- 
onsvertrag vereinbarte Ein- 
beziehung des Wohneigen- 
tums in die Förderung der 
privaten Altersvorsorge ist 
dazu ein wichtiger Schritt, 
der dazu führen wird, dass 
endlich deutlich mehr Men- 
schen als bisher die priva- 
te   Altersvorsorge   nutzen. 

Ebenso wird die von der Ko- 
alition vorgesehene Erhöh- 
ung des Förderbetrags für 
Kinder, die ab dem 1. Januar 
2008 geboren werden, von 
heute 185 auf 300 Euro ge- 
rade für Familien die Attrak- 
tivität der privaten Alters- 
vorsorgesteigern. 

Die Vorschläge, eine Son- 
derregelung für bestimmte 
Berufe zu schaffen, die von 
der Anhebung der Regelal- 
tersgrenze ausgenommen 

werden, ist abzulehnen, da 
sie nicht gerecht ausgestal- 
tet werden kann und dem So- 
lidarprinzip der Sozialversi- 
cherungwiderspricht. 

Anhebung der Regelaltersgrenze von 65 auf 67 Jahre 

Jahr Geburtsjahrgang Renteneintrittsalter 
(Jahre + Monate) 

2012 1947 65+   1 
2013 1948 65+2 
2014 1949 65+3 
2015 1950 65+4 
2016 1951 65+5 
2017 1952 65+6 
2018 1953 65+7 
2019 1954 65+8 
2020 1955 65+9 
2021 1956 65 + 10 
2022 1957 65 + 11 
2023 1958 65 + 12 
2024 1959 65 + 14 
2025 1960 65 + 16 
2026 1961 65 + 18 
2027 1962 65 + 20 
2028 1963 65 + 22 
2029 1964 65 + 24 
2030 1965 67 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Christliches 
Menschenbild ist 
unser Fundament 

Das Bekenntnis zum christ- 
lichen Menschenbild und 
die daraus für uns folgen- 
den Grundwerte Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solida- 
rität haben nichtsan Aktua- 
lität und Gültigkeit einge- 
büßt. 

Einergrundsätzlichen Dis- 
kussion, was unsere Iden- 
tität als Christdemokraten 
ausmacht, bedarf es nicht. Es 
geht lediglich um die Ba- 

lance der Grundwerte, die 
vor dem jeweiligen Zeithin- 

tergrund gefunden werden 
muss. Jede Politikergenera- 
tion hat die Aufgabe, diese 
Grundwerte aufs Neue mit 
Leben zu füllen. 

Zentral bleibt die Unan- 
tastbarkeit der menschli- 
chen Würde, die sich in der 

Gottesebenbildlichkeit des 
Menschen begründet. Alle 
Menschen sind gleichwertig, 
unabhängig von Alter, Ge- 
schlecht, Hautfarbe, Schicht, 
Leistungsfähigkeit und Be- 
gabung; unabhängig davon, 
ob reich oder arm, behindert 

oder nichtbehindert, ob ge- 
sund oder krank, ob geboren 

oder ungeboren. Aus der Un- 
antastbarkeit der menschli- 

Ingrid Fischbach 

chen Würde ergeben sich für 
uns natürliche Grenzen. Die- 
ser Maßstab verpflichtet zur 

Absage an den menschlichen 
Machbarkeitswahn im Be- 
reich der Bioethik, denn 
Menschen dürfen nie Mittel 

PARLAMENTSKREIS MITTELSTAND: 
MICHAEL FUCHS ZUM NEUEN VORSITZENDEN GEWÄHLT 

Die Mitglieder des Par- 

lamentskreises Mittel- 
stand (PKM) der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
haben auf ihrer Plenar- 
versammlung den rhein- 

land-pfälzischen Bundes- 
tagsabgeordneten Micha- 
el Fuchs zum neuen Vor- 
sitzenden gewählt. 

„Der Parlamentskreis 
Mittelstand will Reform- 
motorderGroßen Koalition 
sein", erklärte der neue Vor- 
sitzende nach seiner Wahl 
und betonte, dass man vor 

allem zur Entlastung kleiner 
und mittlerer Unterneh- 
men in Deutschland beitra- 

Michael Fuchs 

gen wolle. Michael 
Fuchs übernimmt 
das Amt von Hart- 

mut Schauerte, der 
vor einigen Wochen 
zum Parlamentari- 
schen Staatssekre- 
tärim Bundesminis- 
terium für Wirtschaft und 
Technologie ernannt wurde. 

Im PKM, der schon in der 

ersten Legislaturperiodeauf 
Initiative Konrad Adenau- 
ers ins Leben gerufen wur- 
de, engagieren sich fach- 
übergreifend 131 CDU/CSU- 

Bundestagsabgeordnete 
aus allen Politikfeldern für 

mittelstandsfreundliche 

Rahmenbedingun- 
gen und eine ord- 
nungspolitische 
Erneuerung der So- 
zialen Marktwirt- 
schaft. Das ist mehr 
als die Hälfte der 

Unionsfraktion. 
Damit ist der Parlaments- 
kreis Mittelstand auch in 
dieser Legislaturperiode 
nicht nur die größte Gruppe 
der CDU/CSU, sondern des 

gesamten Parlaments über- 
haupt. 

Weitere Infos zum Parla- 
mentskreis Mittelstand fin- 
den Sie auf www.cducsu. 
de/pkm. 
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zum Zweck werden. Ebenso 
ist die aktive Sterbehilfe eine 
Grenze, die wir nicht über- 
schreiten dürfen. Gleich- 
wohl müssen wir die Frage 
befriedigender beantwor- 
ten, wie wir in unserer Ge- 
sellschaft ein Sterben in 
Würde ermöglichen und wie 
wir das Bewusstsein schär- 

fen, dass der Tod ein Teil des 
Lebens ist. 

In der nun angestoße- 
nen Diskussion geht es im 
Schwerpunkt darum, wie wir 
die soziale Marktwirtschaft, 
die Garant für das ausgewo- 
gene Verhältnis von Frei- 
heit, Gerechtigkeit und Soli- 
darität  ist,  angesichts  der 

Globalisierung für uns zu- 
kunftsfest und zu einem Mo- 
dell für eine gerechte Welt 
machen können. 

Gerechtigkeit wurde in 
den Debatten hierzulande 
häufig auf die Vorstellung 
der Gleichheit durch Vertei- 
lungsgerechtigkeit verkürzt. 
Ins Zentrum unserer Überle- 

VERSORGUNGSSICHERHEIT DURCH ENERGIEMIX 

Energiepolitik im 21. Jahr- 
hundert muss dem Wachs- 
tumsziel und dem Grund- 
satz der Bewahrung der 
Schöpfung verpflichtet 

sein. 
Dabei wollen die Men- 

schen in Deutschland keine 
Klientelpolitik mehr, son- 
dern Energiepolitik mit Sinn 
für Realitäten. Deshalb hal- 
ten wir die Forderungen der 
Fraktion Bündnis 90/Die 
GRÜNEN für nicht zielfüh- 
rend, die gesamte deutsche 
Energieversorgung inner- 
halb weniger Jahrzehnte auf 
erneuerbare Energien um- 
zustellen, und dafür auf 
sämtliche fossilen Energie- 
träger zu verzichten. Dies 
schadet den Verbrauchern 
und der Wirtschaft nach- 
haltig. 

Mit solchen Forderun- 

gen werden aus parteitakti- 
schen Gründen die natürli- 
chen und ökonomischen 
Schranken, die einer so weit 
gehenden Nutzung von er- 

neuerbaren Energien 
gesetzt sind, igno- 
riert. Das Bundesum- 
weltministerium hat 
dazuMitteJanuar2006 
eine Studie vorgelegt, 
in der belegt ist, dass 
der Ausbau erneuer- 
barer Energien bei etwa 25 
Prozent des Gesamtener- 
gievolumens erschöpft sein 
wird. Gründe hierfür sind 
die natürlichen Gegeben- 
heiten in Deutschland so- 
wie die ökonomischen Be- 
grenzungen, die beispiels- 
weise der Errichtung riesi- 
ger Off-Shore-Windparks 
entgegenstehen. 

Die Energiepolitik der 
Bundesregierung ist zu- 

gleich dem Wachstumsziel 
und dem ökologischen 
Grundgedanken verpflich- 
tet. Alles, was auf diesem 
Gebiet zukünftiggeplant ist, 
muss deshalb technisch und 

finanziell realisierbar sein. 
Und es muss die Akzeptanz 
der Menschen finden. Wir 

Phillipp Mißfelder 

verfolgen daher 
vor dem Hinter- 
grundeinerwach- 
senden Weltbe- 
völkerung einen 
konsequenten 

Kurs des Klima- 
schutzes und der 

Energieforschung. Ein aus- 
gewogener Energiemix ist 
dabei die Vorraussetzung 
für Versorgungssicherheit 

und Wirtschaftlichkeit, und 
damit für niedrige Strom- 
preise und die Bewahrung 
der Schöpfung. Dabei steht 
Deutschland im Wettbe- 
werb mit seinen Partnern in 
Europa und der Welt und 
kann sich demzufolge keine 

energiepolitischen Allein- 
gänge erlauben. 

ist 
Bundestagsabgeordneter 
und Vorsitzender der Jungen 

Union. Der Beitrag ist ei- 
ne Zusammenfassung der 
„Jungfernrede" von Philipp 
Missfelder im Deutschen 

Bundestag. 
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gungen muss jedoch die Vor- 
stellung der Beteiligungs- 
und Chancengerechtigkeit 
rücken. 

Konkret heißt das: Was 
tun wir, um mehr Menschen 
wieder am Erwerbsleben zu 
beteiligen? Was tun wir im 
Bereich der Bildung, um 

Chancengerechtigkeit her- 
zustellen? 

Jeder Mensch ist zur Frei- 
heit berufen. Dem Men- 

schen wird Selbstverantwor- 
tung zugetraut. Er ist nicht 
allein Produkt von Verer- 
bung und Umwelt, sondern 
unverwechselbar. Die Frei- 
heit, sich für etwas zu ent- 
scheiden, istzentral nichtdie 
Freiheit von etwas. Für uns 

istdie Freiheit in Verantwor- 
tung entscheidend. 

Jeder Mensch ist auf Ge- 

meinschaft hin orientiert. Er 
braucht Solidarität und ist 
zur Solidarität verpflichtet. 

Konkret heißt das: Was 
tun wir, um die Selbstver- 
antwortung des Einzelnen 
zu stärken, damit gemein- 
schaftliche Solidarität mög- 
lich wird? Wie sichern wir un- 
sere Sozialsysteme, um die 

Lebensrisiken fürdie wirklich 
Bedürftigen abzusichern? 
Was tun wir für junge Paare, 
damit sie sich für ein Leben 

mit Kindern entscheiden? 

Ingrid Fischbach ist die 
Beauftragte für Kirchen und 
Religionsgemeinschaften 
der Bundestagsfraktion. 

Keine Hass-Filme in 
die Kinos! 

Filme, die Hass säen, bei 
Heranwachsenden zur Ra- 
che aufrufen, gegen Glau- 
bensgemeinschaften un- 
differenziert Front ma- 
chen, die Werte anderer 
Kulturen herabsetzen und 
blanke Gewalt predigen, 
haben im Kino nichts verlo- 
ren. Alle ernsthaften Film- 
kritiker sind der Auffas- 
sung, dass der türkische 

Action-Film „Tal der Wölfe" 
in diese Kategorie fällt. 

In diesen Tagen, in denen 
aus dem Streit um die Mo- 
hammed-Karikaturen ein 
Kampf von Glaubensfanati- 
kern geworden ist, sollte je- 
der Kinobetreiber selbstver- 
antwortlich handeln und Ab- 
stand von einem vermeintli- 
chen Kino-Knüller nehmen. 
Die FSK, die Freiwillige Film- 

Selbstkontrolle, muss sich 
fragen lassen, ob hier nicht 
mehr pädagogische und 
gesellschaftliche Verantwor- 
tung und politisches Finger- 
spitzengefühl notwendig ge- 
wesen wäre. Diese Aufforde- 
rung an die FSK bleibt aktuell, 
da für März die deutschspra- 
chige Version dieses Hass- 
Filmes vorgesehen ist. Falls 

die Rechtslage keinen Aus- 
stieg mehr möglich macht, 
wäre ein solcher Film nur mit 
einem   kritischen   Begleit- 

kommentar vertretbar. Mit 
Sorge ist die Freigabe des Fil- 
mes für Jugendliche ab 16 
Jahren zu betrachten. Dieab- 
lehnende Haltung der FSK 
gegen eine Heraufsetzung 
des Mindestalters auf 18 
Jahre erwartet eine öffentli- 
che Begründung. Auch, wa- 
rum man den Appell des Zen- 
tralrates der Juden gegen 
diesen Film nicht entspro- 
chen hat. Nach der Rechts- 
lage hat derzeit nur ein Bun- 
desland über ein Appellati- 
onsverfahren noch die Mög- 

lichkeit, Berufung gegen die 
Altersfreigabe der FSK ein- 
zulegen. 

Man kann zu diesem Zeit- 
punkt nur noch hoffen, dass 
das Gremium sich seiner 
Verantwortung bewusst ist. 

Verantwortungsbewusster 
wäre es jedoch, den Rache- 
film „Tal der Wölfe" wie ähn- 
liche Gewalt verherrlichen- 
de und Glauben diskriminie- 
rende Filme, ob aus Ankara 
oder aus Hollywood, auf Eis 
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zu legen, bis das Klima wie- 
der eine wirklich kritische 
Auseinandersetzung mit sol- 
chen Streifen ermöglicht. 

Wolfgang Börnsen ist 
der kultur- und medienpoli- 
tische Sprecher der Bundes- 
tagsfraktion. 

Moderne 
Familienpolitik heißt 

Wahlfreiheit 

Moderne Familienpolitik 
muss Familien Wahlfrei- 
heit für Lebensentwürfe 
eröffnen, statt finanziellen 
Druck auszuüben für ein 
Modell der Doppelverdie- 
nerfamilie. 

Es ist ein Zeichen von po- 
litischer Verzopftheit, Fami- 
lien mittels staatlicher Gän- 
gelung vorschreiben zu wol- 

len, ob sie Doppel-, Teilzeit- 
oder Alleinverdiener sein 
sollen. Deshalb darf das ge- 
plante Elterngeld nicht aus- 
schließlich Doppelverdiener 
begünstigen und Alleinver- 
diener vernachlässigen. 

Grundlagen einer zu- 
kunftsorientierten Familien- 
politik sollen sein: - Besse- 
re Rahmenbedingungen zu 
schaffen, um Familien zu 
mehr Kindern zu ermutigen; 

die Vereinbarkeit von Be- 
ruf und Familie endlich vor- 
anzubringen durch passge- 

naue Betreuungsangebote 
für Kinder;      Familien, bei 

Johannes Singhammer 

denen sich ein Partner dau- 
ernd oder zeitweise aus- 
schließlich der Kinderbe- 
treuung widmet, nicht den 

Respekt zu versagen, son- 
dern diese Leistung anzuer- 
kennen, weil sie oft mit er- 
heblichen finanziellen Ein- 
bußen verbunden ist. 

Die uralte Erkenntnis, 
dass die Fundamente einer 
gesunden Persönlichkeits- 
entwicklung, die in den ers- 
ten drei Lebensjahren gelegt 
werden, wesentlich von sta- 
bilen Beziehungen abhän- 
gen, wird sowohl von Kin- 
derärzten und Entwicklungs- 
psychologen als auch von 
Hirnforschern bestätigt. 
Dem Wohl der Kinder ent- 
spricht daher die traditio- 
nelle Familie mit Vater und 
Mutter am besten, auch 
wenn Wirklichkeitund Ideal- 
bild nicht immer deckungs- 
gleich sind und waren. 

Johannes Singhammer 
ist der familienpolitische 

Fraktionssprecher. 

Georg Brunnhuber 

Thema Bahn: 
Rückkehrzu mehr 

Sachlichkeit! 

Der Deutsche Bundestag 
steht in diesem Jahr vor ei- 
ner Jahrhundertentschei- 
dung. Bei der Frage nach der 

Zukunft der Bahn geht es 
um die letzte große Privati- 
sierung in unserem Land. 

Eine Entscheidung, die 
von den Abgeordneten eine 
sorgfältige und gründliche 

Abwägung aller Vor- und 
Nachteile erfordert. Maß- 
gabe der notwendigen neu- 
tralen Bewertung aller Mo- 

dellvarianten sollte dabei 
sein, welches Modell für den 

Bahnkunden, und damit für 
die Bürgerinnen und Bürger, 
am besten ist.Zu berücksich- 
tigen gilt es dabei aberauch, 

dass die Bahn nicht nur ge- 
genüber der Konkurrenz auf 
der Strasse und der Luft son- 
dern auch im harten europäi- 
schen Wettbewerb auf der 
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Schiene bestehen muss. Die 
derzeit von sehr viel Emotio- 
nalität geprägte Debatte 

über das Bahngutachten zu 
den Privatisierungsvarian- 
ten ist hierbei wenig sach- 
dienlich. Die von Bünd- 
nis90/Die Grünen entfachte 
öffentliche Diskussion über 
geschwärzte Stellen im Gut- 
achten zur Verschleierung 
angeblicher Pläne der Bahn, 
Teile des Schienennetzes 
nach dem Börsengang abzu- 

wickeln, ist kaum hilfreich. 
Wer als Abgeordneter objek- 
tiv über die Privatisierung 
entscheiden soll, braucht 
nicht nur den Zugang zu bis- 
her fehlenden Informatio- 
nen aus dem Gutachten, son- 
dern vor allem auch einen an 

der Sache und nicht an Per- 
sonen orientieren Stil im 
Umgang mit der Bahn. Wenn 
das Unternehmen die nöti- 
gen Daten nun nachliefert, 
sollte einer Rückkehr zur 
ausgewogenen Verständi- 
gung über den Börsengang 
nichts mehr im Wege stehen. 
Niemand kann ein ernsthaf- 
tes Interesse daran haben, 
dass es durch die aufge- 
heizte Diskussion zu weite- 
ren Irritationen kommt. Der 
Sachverstand muss wieder 
die Oberhand gewinnen. Das 
sind wir der Tragweite dieser 
Entscheidung schuldig. 

Georg Brunnhuber ist 
der Stellv. verkehrspoliti- 
sche Fraktionssprecher. 

Diskussion zum 
Bildungssystem 
versachlichen 

Das deutsche Bildungssys- 
tem istseitderersten PISA- 
Studie in Bewegung. Die 
Hinweise von UN-Sonder- 
berichterstatter Munoz 

können angesichts der Kür- 
ze seines Besuches nur punk- 
tuell sein. Es muss trotzdem 

intensiv geprüft werden, 
ob sich aus seiner Außen- 
ansicht neue Erkenntnisse 
und damit Ansätze für Ver- 
besserungen ergeben. 

Die Diskussion um seinen 
Besuch muss dringend ver- 
sachlicht werden. Bisher ist 
er von interessierten Grup- 
pen dazu benutzt worden, 
längst überwunden geglaub- 
te Debatten, wie die um die 
Strukturierung des Schul- 
systems, neu anzufachen. 
Tatsächlich geht es aber 
darum, Probleme zu lösen. 
Die Länder sind hier beson- 
ders in der Verantwortung, 

da sie die Zuständigkeit für 
das Schulwesen haben. 

Zu begrüßen 

ist, dass die Län- 
der sich auf den 
Weg gemacht ha- 

ben, 
• einheitliche 

Bildungsstan- 
dards zu ent- 
wickeln, die ver- 
bindlich    für   das     Katherina Reiche 

gesamte Bundesgebiet sind, 
• die Startchancen für 

Benachteiligte und vor al- 
len Dingen Migrantenkin- 
der durch systematische 

Sprach Standserhebungen 
und Sprachförderung im 
Vorschulalterzu verbessern. 

Hessen ist hier Vorreiter 
mit sehr guten Ergebnissen. 
Über 90 Prozent der Teilneh- 
mer an Sprachfördermaß- 
nahmen im Vorschulalter ha- 
ben die Grundvoraussetzun- 
gen für die Einschulung er- 
reicht. 

Ein wichtiger Schritt in 
Richtung Chancengleichheit 
ist die Erhöhung der Durch- 
lässigkeitim Bildungswesen. 
Deshalb hat die Koalition 
sich vorgenommen, erfolg- 
reichen Absolventen der be- 
ruflichen Bildung den Weg 
zum Hochschulstudium zu 
ebnen. 

Katherina Reiche ist die 
Stellvertretende Vorsitzen- 
de der Bundestagsfraktion, 
Ilse Aignerdie bildungspoli- 
tische Sprecherin der CDU/ 
CSU-Fraktion im Deutschen 
Bundestag. 

Ilse Aigner 
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Kommunalpolitik 

Auszeichnung 

»» Konrad-Adenauer-Preis 2006" für 
Bundeskanzler a.D. Helmut Kohl 

Für seine Verdienste um 
Kreise, Städte und Ge- 
meinden erhielt Bundes- 
kanzler a.D. Helmut Kohl 
unter dem Beifall von mehr 
als 1400 Gästen in der „Al- 

ten Oper" in Frankfurt am 
Main den „Konrad-Aden- 
auer-Preis für Kommunal- 
politik 2006". 

Während seiner gesam- 
ten Laufbahn habe Kohl die 
Rahmenbedingungen kom- 
munaler Selbstverwaltung 

geprägt, betonte der hessi- 
sche Ministerpräsident Ro- 
land Koch in seiner Lauda- 
tio. In seiner Dankesrede 
mahnte Helmut Kohl, die 
Politik in den Kommunen 
ernster zu nehmen. „Ich de- 
monstriere heute für alle, 
die Tag für Tag in den Kom- 
munen ihre Pflicht tun. Poli- 
tiker müssen den Willen der 
Bürger in den Gemeinden 
respektieren". 

Neben der Ehrung des 

Altbundeskanzlers mit dem 
Sonderpreis wurden vier 
Initiativen und Projekte von 
Bürgern und Kommunen mit 
Medaillen ausgezeichnet, 
die von Frankfurts Ober- 
bürgermeisterin Petra Roth 
übergeben wurden. „Alle 
eingereichten Projekte zeich- 

Von links nach rechts: Peter Götz, Helmut Kohl, Petra Roth und Roland Koch 

nen sich durch vorbildliches 
bürgerschaftliches Engage- 
ment aus. Dies verdient ei- 
ne öffentliche Würdigung", 
sagte Peter Götz, Bundes- 
vorsitzender der Kommu- 
nalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU Deutsch- 
lands (KPV) und kommu- 
nalpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Die Auszeichnung für 
hervorragende Leistungen 
im kommunalen Bereich 
wurde zum neunten Mal von 
der Kommunalpolitischen 

Vereinigung vergeben. 
Den Konrad-Adenauer- 

Preis in Gold bekam die 

„Kontakt-   und    Informati- 

onsstelle ZIP" aus der Stadt 
Parchim (Mecklenburg-Vor- 

pommern) für ihre enga- 
gierte Vernetzung von 150 
bürgerschaftlich engagier- 
ten Vereinen und Initiati- 

ven. Die Silbermedaille ging 
an die Stadt Krefeld (NRW) 
für ihr vorbildliches Inte- 
grationskonzept. Bronze er- 
hielt der „Verein zum Er- 
halt von Kirchen im Land- 

kreis Uecker-Randow e. V." 
(Mecklenburg-Vorpom- 

mern) für seine Rettung 
von rund 60 historischen 

Dorfkirchen sowie die 
„Seniorenhilfe Dietzenbach 

e.V." (Hessen) für ihr Kon- 
zept: „Solidargemeinschaft 

für Generationen". 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Taschentücher 
„Freiheit für alle Nasen" 

Bestell-Nummer: 9070 
Preis je 144 Stück: 28,00 € 

inkl. MwSt: 32,48 € 

Einkaufswagen-Chip 

Bestell-Nummer: 9070 
Preis je 100 Stück: 32,00 € 

inkl. MwSt.: 37,12 € 

Spielkarten „Französisches Bild" 

Bestell-Nummer: 9540 
Preis je 50 Stück: 31,00 € 

inkl. MwSt: 35,96 € 

Spielkarten „Deutsches Bild" 

Bestell-Nummer: 9507 
Preis je 50 Stück: 31,00 € 

inkl. MwSt: 35,96 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Türanhänger „Wählen gehen! CDU" 
Zur Mobilisierung der wahlberechtigten Bürger- 
innen und Bürger sollte - am Tag der Wahl - noch 
einmal zur Stimmabgabe aufgerufen werden. 
„Jede Stimme zählt!" 

Bestell-Nummer: 1609 
Preis je 200 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt.: 9,28 € 

Handzettel 

DIN A4 

Bestell-Nummer: 0913 
Preis je 500 Stück: 18,00 € 
inkl. MwSt: 20,88 € 

CDU 

Rahmenplakat 

DIN Al 

Bestell-Nummer: 8451 
Preis je 50 Stück: 18,00 € 
inkl. MwSt: 20,88 € 

DINAO 
Bestell-Nummer: 8452 

Preis je 50 Stück: 30,00 € 
inkl. MwSt: 34,80 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Grundsatzprogramm der CDU 
5. Parteitag in Hamburg 

Bestell-Nummer: 3818 
Preis je 21 

inkl. MwSt: 16,37 € 

Broschüre 
,Die wichtigsten 10 Punkte 

des Koalitionsvertrages" 

Bestell-Nummer: 5313 
Preis je 50 Stück: 26,35 € 

inkl. MwSt: 28,19 € 

Aktionszeitung, Bundesausgabe 1/2006 
„100 Tage Große Koalition - 

Der Anfang stimmt!" 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 18,50 € 

inkl. MwSt.: 19,80 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreung 

Telefax 05241-8094165 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 
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Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäfts- 
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